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Ein Volks blatt.

Dienstags une Freitags erscheint eine Nummer inBogen . Der Vorausbezahlungspreis  ist für auswärtige Abonnenten , etn-

schließlick des Oldenburgiichen Postporto 'S, vierteljährlich 36 Gr . ; für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr . frei ins Haus.

VII. Ml 'KLlIA. Dienstag , den 24 . September 18^0. 77.

Was wird das Programm der Majorität
im Landtage sein?

Die Blätter der Regierungspartei verkündigen hem

Lande : Die Ministerkrisis ist p,qrbci!  Wäre

darunter nur bas zu verstehen , worüber jene Blätter in

den letztvcrflossenen Wochen große Worte gemacht haben,

ohne daß cs ihnen gelang , irgend ein Interesse dafür anzu¬

regen , so würde diese Verkündigung im Lande eine Aus¬

nahme finden , von welcher die Apostel des vermeintlichen

großen Tagesereignisses vielleicht sehr überrascht sein

würden , nämlich eine solche , an welcher die eisigste Kälte

und die unbeschreiblichste Gleichgültigkeit das .Hervor¬

stechendste sein müßten . Aber wir wollen uns gern der

Hoffnung hingcben , daß die Sache endlich eine andsre,

tiefere Bedeutung haben soll ; wir wollen uns noch ein¬

mal der Hoffnung im Interesse unseres Landes , welches

seit länger als einem Jahre die Geduld hat üben müssen,

in seine » Hoffnungen auf Verbesserungen . und auf Er¬

füllung beschworener Verheißungen sich, getäuscht zu sehen

und unter dem Zwiespalt der Staatsgewalten mißhan¬

delt zu werden . So lange wir bas -Staatsgrunbgesetz

besitzen , haben wir in der Stellung , in welcher diejenigen,

welche constitutionelle verantwortliche Staatsminister sein

sollten , sich genügten , nichts anders erblicken zu können

als eine unaufhörliche Miuistcrkrisis . Sahen und hörten

.wir  doch nichts Anderes , als .he.dauerndes Achselzucken,

so oft ..im Interesse des Gsmeinwohls die gerechtesten

. . Anträge an . die Staatsregierung ergangen waren , und

harten wir Loch .,smmer nur die trostlose Antwort : cs

. „ werde sehr schwer halten , dazu d̂ie .̂ erforderliche Znstim-

;,,mzuig zu erhängen ! Das svah . H .a/bheit und .cheklagens-

„ -. uMhcMchwäche von beiden  Szjsen . .. .Man wollte sind

wollte auch,nicht . . Man wollte d ^ coussitutioliellc . Stgchs-

fjorin , aber scheute , vor , ihren Konsequenzen .zurück ; oder

richtiger vielleicht , man, . hatte . ihr, .^ gcnstes .Wesen .gar

nicht begriffen . — Wir wollen uns der Hoffnung gern

hingeben , daß cs nun anders werden soll , wen » der

Nachricht von der Ministerkrisis hinzugcfügt wird : „ die

constitutionelle Stellung des Ministeriums sei eine mehr

gesichelte geworden " , oder im Styl der Neuen Blätter:

„die Geschäftsverhältnisse im Ministerium sollen in einer

der constitution .ellcn Verantwortlichkeit mehr entsprechen¬

den Weise geordnet werden " . Wir wollen den Tag

segnen , an welchem dieser Entschluß gefaßt wurde , wenn

cs wirklich Ernst damit ist , wenn Thaten Euren Worten

folgen , wenn Beweise davon abgelegt werden , daß an

die Stslle büreaukratischen Dünkels und ' dviiastischcr

Verblendung pflichttreue Sorge für das Gemeinwohl

getreten ist , und daß die Einsicht Boden gefunden hat.

baß alle Bestrebungen , ein Land zu beglücken , eitel Thor-

. heit find , wenn das Volk selbst sie als solche nicht zu

fassen vermag . Wenn Ihr ehrlich , wenn Ihr cvn-

stitutioncll seid , wollen wir ministeriell sein!

Aber damit auch wir ehrlich sind , wolle » wir die

näheren . Bedingungen gleich dabei setzen , aus die Gefahr

hin , daß aus dem Pakte zwischen Euch und uns nim¬

mermehr , etwas werden kann.

Konstitutionell nennen wir denjenigen , welcher bei

seinem Thun und Handeln seinen Versaffüngseib stets

vor Auge » hat . baß er das Staätsgruiidgesetz halten

will , und zwar , nicht zum Narren halten . Wollt Ihr

aher . ^ aS so „ Mist » , hie . Prärogativen , der Krone in

Veto, ^btagsaüstiss ' un ^ und Vertagung Euch wie ein

areaiiuiu,,ssinss ^ an welches Ihr nur mit .,Heiliger Scheu,

wie . der . ,gewissenhafte . Arzt ' an die Gistbüchsc , zagend

s pH Hand legt, .' nicht zum . äknabcnspiel auf das Geschrei

. ,zssb.eso^ i>ener,Idiö .telf oder auf die . Eingebungen , wodurch

. kleinliche Hgen .lielw und . ^ el .bflübUschätznng den Kopf be¬

rücken thvchte . . ^ .oÜt .^Zh 'r ' .coHitütiEll ' 'seinso  muß

. eS^ Eflch gls has gesetzlpsc vcrbre ^ erischc Treiben eines

Fälschers ehfHe ^ en , ,unter , dem ^ eckinantcl des Buchstabens
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dn Verfassung , verfassungswidrig dem einseitigen Willen
der einen Hälfte der Staatsgewalt rechtlose Geltung zu
verschaffen durch unberechtigte Vertagung oder Auflösung
der Volksvertretung , oder gar in diesen äußersten Mitteln,
welche Vertrauen Euch in die Hand gab , in niedriger
Treulosigkeit ein kümmerliches Schutzdach zu suchen,
unter welchem dem absoluten Regiment auf Tage , Wo¬
chen oder Monate bas Fortleben leichtsinnig gefristet
werde.

Doch das wcrdetJhr halten können ; denn im Olden¬
burger Lande ist die VolksstinWne, die wahre Stimme
der öffentlichen Meinung , laut und deutlich genug zu
Eurer Kenntniß gekommen durch die Experimente der
verflossenen zwölf Monate , und das Auflösungsgeschrci
wird gedankenlos weder im Kasinosaalc noch sonst wo
mehr Euer Ohr bcthörcn ; und Eure Radowitze gängeln
Euch ja wohl nicht mehr.

Aber wir halten noch eine Bedingung des Friedens
zwischen Euch und uns.

Sollen wir Euch constitutionell nennen , so muß das
Siaalsgrundgesetz mit seinen Satzungen nicht bloß Eure
äußerliche Zucht und Richtschnur sein , sondern Ihr
müßt auch eingegangcn sein in den Geist und Sinn der
constitutionellcn Staatöform . Die aber beruhen in einer
Wahrheit , abgeklärt aus den Erfahrungen von Jahr¬
hunderten des monarchischen Regiments in bürcaukrati-
scher Allmacht und doctrinärer Schulweisheit , nämlich
in der Einsicht : daß der Kopf und Geist des Einzelnen
nimmermehr ausreicht zur Gesetzgebung nach dem Be¬
dürfnisse Aller und zur befriedigenden Leitung der öffent¬
lichen Angelegenheiten ; daß . wenn das Wahre und Beste
freilich überall nur annähernd vom Mcnschengeiste ge¬
funden werden kann , die parlamentarische Berathung
Vieler ans den verschiedenen Lcbcnskreisen des Volks
nach dem Vertrauen desselben hervorgcgangcn , wo die
verschiedensten Anschauungsweisen und Lebens - und Be¬
rufserfahrungen abschleifen von den Schlacken einseitiger
Getankenaufstcllung . das Zeitgemäße , das Vernünftige,
das dci» Staatszwecke , welcher die Befriedigung Aller
ist. am nächsten Entsprechende zu Tage fördert . Achtung
vor Majoritäten , ist die Grundbedingung konstitutioneller
Gesinnungen ! Mit ihr tretet in den Ständesaal . Seht
dort nicht auf den Einzelnen , dem Ihr Euch vielleicht
sehr überlegen erscheint an Geist und universeller Bil¬
dung , sondern seht ihn nur als das Glied des Ganzen,
in dem eingefügt zu sei» und seine Stelle auszufüllen
zu Herstellung der Allgemeinheit , ihm Werth und Be¬
deutung verleiht , welche seine Einzelkraft — ( und auch
die Eurige! —)  weit überragt . Lernt das Ueber-
schätzen der Einzelmeinung für unziemliche Thorheit zu

erkennen , wo über das,  was zum Wohl Aller gereichen
soll, zu Rathe gesessen wird.

Seid constitutionell auch in diesem Sinne'
und wir wollen ministeriell sein!

Lescfrüchtc.
Ein Oldenburger Korrespondent der Weserzeitung,

ein ministeriell sein Wollender durch Dick und Dünn,
nimmt gegen unfern Landtag den Mund gewaltig voll
und sagt : derselbe habe gegen die Regierung systematisch
Opposition gemacht und jeden Schritt derselben „hcrab-
gewürdigt " . Daß koch Jemand noch so blind sein
kann , zu hoffen, dergleichen werde bei verständigen Lesern
Beifall finden . Kann von Herabwürdigung  über¬
haupt die Rede sein , so würden koch wohl diejenigen
sich selbst  hcrabgewürdigt haben , welche Anträge ein¬
brachten/die das Schicksal hatten , einstimmig oder gegen
3 bis 4 Stimmen verworfen zn werden . Ja . wenn
wir keine stenographische Protokolle über die Landtags¬
verhandlungen hätten , dann könnte solche Verlästerung
gutes Spiel haben ! Aber jetzt kann Icker haarklein
lesen , wie es im Landtage hcrgegangen ist ; daß dort
kein Oppositionskampf war , sondern daß die ministeriellen
Ansichten im ganzen Landtage so wenig Anklang fanden
und so wenig der öffentlichen Meinung und dem Wohl
des Landes entsprechend waren , daß Niemand für sie
stimmen durfte  und wer gleichwohl nicht dagegen
stimmen mochte, lieber den Saal verließ . Das hat sich
öffentlich zugetragc » unk liegt gedruckt vor;  und es
wäre wahrlich klüger gehandelt , nicht wieder daran zu
erinnern . War cs doch ein erster Versuch . Vielleicht
gehl 's nächstens besser! Manteuffclchen im Kleinen wer¬
den hoffentlich nicht wieder aufgeführt werden.

Oberst Moste bietet in den wöchentlichen Anzeigen
sein Haus zum Verkauf aus . Vielleicht kauft 's Herr
von Radowitz . mit welchem cs in Berlin auch gründlich
alle zu sein scheint. Wandelten doch Fürsten und Kö¬
nige aus ; warum nicht auch Gothaer Lichter?

Als auf dem constituirenken Landtage die Freunde
des allgemeinen Stimmrechts direkte Wahlen  for¬
derten als die einzig vernünftige Art , Volksvertreter zu
wählen ; da erhoben die Gegner großes Geschrei darüber,
daß dadurch zu Wühlereien viel zu viel Gelegenheit ge¬
geben werden würde . Jetzt , da bei der Wahl zur Synode
der erste Versuch damit gemacht ist , hört man nur die
Klage , daß eine Verständigung unter den Wählern so
schwer zu erreichen sei. Natürlich ! Die große Menge
läßt sich viel schwerer überreden , als eine Stube voll
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Wahlmänner . — Wie haben doch die Erfahrung deren
zwei Jahre hingcreicht , zu zeigen , daß unsre Gegner
in allen Dingen Unrecht hatte » . — Mein Nachbar
studirt jetzt viel in den Protokollen des ersten Land¬
tags und er sagt : man könne daraus mancherlei lernen.
Zuweilen aber macht er dabei fast grimmige Gebärden
und schlägt sich heftig an die Stirn . — Ich glaube,
dann liest er vom Vcrtagungsrechtc der Krone und von
den Vorzügen des absoluten Veto ..

Beiträge zur Kritik des Jagdgesetzes.
Vom Lande.

1 . Wir klagen über die Unthätigkcit unsers Mini¬
steriums — jetzt liegt eine That desselben vor uns —
ein Jagdgesetz , durch welches — wie die Wcscrzcitung
sagt — die Sicherheit des Lebens und des Eigenthums
in dem glücklichen Laube Oldenburg wieder hcrgcstcllt ist.

Unsinniges Gewäsch ! Weil hier und dorr ein Jäger
mit hasenmörderischcn Gelüsten im Felde hcrnmschlcicht,
soll Leben und Eigenthum bedroht sein ! Wir haben
von allen Seiten her Erkundigungen eingezogen und
müssen darnach behaupten , baß die Jagdfrcihcit nicht
e i n Menschenleben gekostet hat , und daß , außer vielleicht
ganz im Anfänge , den Grundcigenthümcrn kaum ein
taxirbarer Schaden von den Jägern zugefügt ist.

Wir halten deßhalb das fragliche Gesetz für keines¬
wegs so dringend und eilig,  baß man damit nicht
bis zum Zusammentritt des Landtags (welchen die Re¬
gierung ja jeden Tag einbcrufen kann) recht gut hätte
warten können.

Da aber das Ministerium nur solche Gesetze für sich
allein erlassen darf , welche keinen Aufschub bis
zum nächsten Landtage zulassen,  so ist nach
unsrer Meinung die ganze Verordnung basirt auf einen
durchaus Unrechten Gebrauch der dem Ministerium im
Art . 160 , 2 . des St .-G .-G . eingeräumtcn Rechte.

2 . Was den Inhalt des Gesetzes anlangt , so sind
durch dasselbe dje Bestimmungen des Staatsgrundgesetzcs
nicht geradezu verletzt — das  Jagdrccht des Eigcnthümers
ist scheinbar rcspectirt und cs ist im Staatsgrundgesetzc
der Gesetzgebung ausdrücklich Vorbehalten , die Ausübung
des Jagdrcchts aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit und des gemeinen Wohls  zu ordnen.

Dennoch müssen wir aber der Ansicht sein , daß das
staatsgrundgcsctzliche Jagdrccht des Eigcnthümers in¬
direkt  gekränkt und mehr als cs die Gründe der öffent¬
lichen Sicherheit und des gemeinen ,Wohls fordern , be¬
schränkt ist. Habe ich das Jagdrccht auf meinem Lande,
so habe ich auch das Recht, einem dritten die Ausübung
beliebig zu gestatten , ebenso , wie ich das Recht habe,
einem Dritten zu gestatten , in meinem Walde Holz zu
schlagen, in meiner Wiese Gras zu mähen.

Was würde nun der Eigcnthümer sagen , wenn ein
Gesetz verschriebe:

Wenn du Jemandem gestatten willst , in deiner Wiese
Gras zu mähen , so müßt dü ihm einen amtlich be¬
glaubigten Erlaubnißschein ' heben)

würde der Grundeigenlhümer nicht sagen , das ist uner¬
hört . empörend ??

Und doch sagt das Jagdgesetz indirect ganz dasselbe:
Wenn du einem Andern gestatten willst , auf deinem
Grund und Boden zu jagen , so mußt du ihm einen
amtlich beglaubigten Erlaubnißschein geben.

Freilich , das Gesetz ist sehr gewandt abgefaßt . Fehlt
ein solcher amtlich beglaubigter Schein , so wird nicht
der Eigcnthümcr , sondern der Dritte (Jagende ) gestraft.
Allein ändert das die Sache ? Der angeführte Satz
liegt klar und bestimmt in dem Gesetze und ob die aus
dciiisclbcn entstehende Belästigung den Eigcnthümcr oder
Andre trifft , ist ziemlich einerlei . Sie trifft  aber auch
den Eigenthnmcr . Nehmen Sie den Fall cs besuchen
Sie Freunde . Eine Jagdpartie wird vorgcschlagen auf
Ihren  Gründen . Sic wollen aufbrechcn — aber da
fehle» die amtlich beglaubigten Scheine , und gehen Ihre
Freunde ohne diese , so werden sie mit Geldstrafe bis
25Thlr . belegt, denn nach dem Gesetze kann nicht
einmal Ihre Gegenwart und persönliche Er-
klärungJhre Freunde schützen ! ! Sie dürfen nicht
einmal Ihre Freunde mitnchmen , ohne ihnen amtlich
beglaubigte Erlaubnißscheine ä 30 ^ in die Tasche zu
stecken. Das scheint Ihnen unglauvlich ? Nun fragen
Sie einmal Ihr Amt , ob ich nach dem Gesetze nicht
Recht habe?

Aber — ist denn etwa diese Vorschrift (daß Jeder,
der auf fremden Gründen jagen will , einen amtlich be¬
glaubigten Schein des Eigcnthümers ig der Tasche haben
muß) aus den im Staatsgrundgesetzc gedachten Gründen
der öffentlichen Sicherheit und des gemeine » Wohls ge¬
rechtfertigt?

Ich wäre auf die Rechtfertigung neugierig . Verlangte
man , um den Polizeibeamten die Aufsicht zu erleichtern,
einen einfachen Schein des Eigenthümcrs , so ließe sich
das noch hören , obgleich man doch solche Scheine nicht
verlangt , wenn Jemand in eines Andren Walde Holz
schlägt, Eicheln sammelt n . s. w. Es ließe sich aber noch
hören . Allein wozu ein amtlich bcglaubigicr  Schein
ä 30 I ? ? Fürchtet man , daß der Jäger sich falsche
Scheine selbst machen werde ? Gegen Fälscher haben wir
Gesetze. Fälscher werden bei uns nach Vechta tranSpor-
tirt und findet der Polizcibeamte den ihm vom Jäger
vorgezeigten einfachen Schein verdächtig , so kann er ihn
ja bis zum andern Tag behalten und den Eigcnthümcr
fragen , ob , er echt sei.

Hiernach ist unsre Meinung , daß die Grunbbcstim-
mung des ministeriellen Jagdgesetzes eine ganz unnö-
thige , durch Nichts gerechtfertigte Belästigung des Eigcn¬
thümcrs und der Bürger überhaupt hcrbcifühn . Nach
unsrer Meinung hätte entweder die ganze Bestrafung
der unberechtigten Jäger von dem Willen des
Grund eigcnthümers  abhängig gemacht werden
müssen , da nur er und nicht die Gesammtheit des
Volks bei der Sache interessirt ist, oder aber , wenn die¬
ses unpraktisch scheinen könnte , so hätte der 8 - l - des,
Gesetzes einfach lauten müssen:

Niemand darf ohne Erlaubnißschein des jagdbcrcch-
tigtcn Grundcigenthümers — eine fremde Wildbahn
— betreten.

Zur Sicherung der Eontrolc hätte hinzugesetzt wer¬
den mögen:



»IS

Mr auf fremdem Grund und Boden jagend «getroffen
wird , sith über die vom Eigentümer erteilte Erlaubnis
nicht sofort durch schriftlichen Schein oder sonst genügend
auswciscn kann und dem PolizeibcaMten unbekannt ist.
muß sich auf Verlangen dks ' Polizcibeamtcn behnf seiner
'Legitimation sofort mit rn das Haus des Eigenthümers
oder «züm Amte begeben bei Vermeidung der tz. 9 . ge¬
drohten Strafe.

t . Ist hiernach die Haupt - unk Grundbcstimmung
des Gesetzes nach unsrer Ansicht eine verfehlte und ver¬
kehrte , so läßt sich von den weiteren einzelnen Bcstini-
mungdn nicht viel Besseres sagen.

Der §. 3 „ nach welchem Begleiter der landesfürstli-
chen Familien und Forstbcamte und deren Begleiter
keines Erläubnifischcins bedürfe » , enthält offenbar eine
ungerechte Bevorzugung , teilweise auch Wiedereinführung
von Standesvorrechten , welche nach Art . II . § . 7 . der
Grundrechte «abgeschafft sind. Zn §. 5 . begreift man
nicht , «wtsh 'alb der Bauer nicht seinen Knecht auf die
Jagd schicken darf , wenn er gerade einen Häsen in der
Küche nötig hat . Meßhalb Offiziere und «Soldaten , wel¬
chen die Menschenjagd schon 'wor vollendetem 24sten
Jahre gestattet ist. zur Hasenjagd nicht geeignet befunden
sind u. s. w . u . s. w.

§ . 9 . scheint inhuman . «'Gesetzlich gilt keine Geld¬
strafe von 3 «ch Cour . einem Tage Gcfängniß (24 St .)
gleich (Art . 39 des St .«GtB . und N . B . dazu) . Eine
Geldstrafe von 1 ist also 12 Stunden Gefängniß,
dem geringsten Maaß der Freiheitsstrafe , welches ^bisher
in der Praxis angewcndet zu werden pflegt . Ist es nun
recht , daß der Reiche cintrctcndcu Falls mit -P
Geldstrafe davon kommen, der Arme aber dafür eine der
doppelten Geldstrafe gleichkommcndc Wefängnißstrafe er¬
leiden soll?

z . 12 . Die Denunziantenpräinicn sind längst vom
Volke , wie von den Juristen , als etwas Unwürdiges er¬
kannt und dennoch 1850 Sept . « 1. vom «Ministerium

«Buttel wieder «cingrführt.
4 . Nach allem Diesem bestätigt n»s auch dieses

'Gesetz wieder den Satz , daß für die «jetzige Zeit Gesetze
für das Volk nicht mehr hinter dem grünen Tische «ge¬
macht werden können.

Wir werden erwarten , wie die Grundbesitzer , welche
sich jetzt theilweise , offenbar aus ' Mißverstand , über das
Gesetz freuen , klagen «werden . wenn dasselbe erst ausge¬
führt wird . Die petitionircndcn «Grundbesitzer werden
dann erkennen, welche Ruthe sie sich gebunden haben.—I,-

Entweder — Oder.
'Entweder ist nach der Dcduction des Ministeriums

auf dem Landtage der Abschluß der Nationalversammlung
vom 15 . Juli 1848 liebst der daran geknüpften AuS-

«' führungsmaßregel der ' damaligen Ccntralgcwalt für
unser » Militair -Etat maßgebend , dann müssen, wir die
Cavallerie beibehalten , dürfen aber -auch die Infanterie
nicht auf 1 '/2 Procent rednciren ; oder es gilt die Bun-
deskricgsverfaffnngj , wonach Oldenburg für 1 Reiter
3 Infanteristen «stellen durfte aber auch mußte , dann
müssen wir nach dem Beschlüsse des Landtags unser
Contingeut von 1 ^ -Procent in Infanterie stellen und
also die Cavallerie abschaffen.

Oder giebt cs etwa noch ein Drittes ? — a —

Eingesandt.
'Als Rechtfertigung des Aufsatzes „Scholz als

Richter"  von Röbbelen (Beob . Nr . 72 .) und als
Widerlegnng des Aufsatzes „Würdigung"  rc . von dem

«Prolokollistcn «Wichmann fÄeob . Nr . 74 .) wird es voll¬
kommen genügen , die Entscheiduffg des Stadt - und
Landgerichts in der besprochenen lSache hier fofgen zu
lassen. Sie lautet:

j/Nclevanzbcscheid . — In Sachen des Agenten Röb¬
bel en,  Klägers und Appellanten , wider den Bademeister
Christ . Fricvr . Högl,  Beklagten und Appcllaten , wegen
45, ^ - Cour . Unkosten und 36 ^ Gold Bemühungs-
gcbührcn wird bei befundener Erheblichkeit der ersten
also lautenden «Beschwerde,

weil darin dem Beklagten die erbetene Restitution
wider das Präklusivdekct und unbedingte Mandat
vom 13/20 . April d. I . erthcilt,

das « Erkenntniß des Stadtmagistrats vom 15 .«Juli d.«J.
aufgehoben und abändernd erkannt:

„daß die vom Beklagten und Appcllaten wider den
„in dieser Sache erlassenen unbedingten Befehl vom
„13 . April 1850 erbetene Restitution Nicht zu er¬
ahnten sei , sondern es bei dem unbedingten Befedl
„sein «Bewenden habein müsse,

unter Verurthcilung des Beklagten und Appcllaten in
sämmtlichc Kosten erster Instanz , soweit darüber noch
nicht erkannt , und in die «Appcllativnskosten.

Oldenburg , ans dem Stadt - und Landgerichte , 1850.
Sept . 7 . "

' DisVersammlung Der Vereine für Schleswig-
Holstein

am 22sten dieses war trotz des sehr schlechten Wetters
von Vereinsmitglicdern aus Jever , Neuenburg , Zetel,

u Bockhorn, «Varel , Delmenhorst , Elsfleth und Zwischcnahn
besucht. Den Vorsitz führte Obergerichtsrath Wibel.
An » den« Verhandlungen betheiligten sich vornämlich die
Herren Mölling , Niebon r , > Closter , Rüder,
v. Finckh , v.«tWedderkop und Brmder.  Von allen
Seiten sprach sich warmer Eifer für die .vaterländische Sache
aus . Das Nähere .über die.Vcrhandlungcn und gefaßten
Beschlüsse müssen wir bis -zur nächsten Nummer Vorbehalten.

Die auswärtigen Bestellungen auf das mit dem 1. Oktober beginnende vierte Quartal des
_ /Beobachters " werken bei der Postamts - Zeitungs - Expcdition in Oldenburg  gemacht;
auch nehmen alle Postexpcditionen des Landes Bestellungen an . — Der Betrag von 36 Gr . per Quqrtal wird voraus
unfrankirt  an die zuerst genannte Expedition cingcsandt . — Damit die Exemplare vollständig geliefert werden können
bitten wir , die Bestellungen noch vor Ablauf dieses Monats machen zu wollen . Die Rcdactio » .

Redakteur : Will >etm CaIberla . — Schneltpreffendruckund Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Ein Volksblatt.
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VI!. M ?S3iiA Freitag , den 27 . September 1850 . 78 .

Die Union oder der preußische Sonderbund.

„Die Männer der elastischen Centrumspartei aus der
FrankfurterNationalversammlung, mit Herrn v. Gager»
an der Spitze, versammelten sich am 26. Juni zu Gotha
und verzichteten auf die Ausführungihrer Beschlüsse in
Frankfurt, gaben ihre unerschütterlichenVorsätzeund
schriftlichen Erklärungen der Vergessenheit preis und
beschlossen, ihren ganzen Einfluß zur Förderung der
Pläne der preußischen Regierung zu verwenden, gegen
die sie vor wenigen Wochen den Kampf auf Leben und
Tob zu führen gemeint waren."

Also die Berliner„Nationalzeitung" in einem kürzlich
gegebene» Rückblicke auf die preußische Politik in der
deutschen Vcrfasfungsfrage.

Wir begreifen die bitteren Gefühle, welche diesen
Herren und ihren getreuesten Anhängern in unscrcni
Oldenburg jetzt aus der endlichenEinsicht in diese
preußischenPläne und aus der Wahrnehmung erwachsen
müssen, daß man sie nur als die Werkzeugegebraucht
hat, den preußischenEinfluß im Norden von Deutsch¬
land durch die Verbindungmit den kleinen Staaten zu
verstärken. Wir verlangenvon dieser Stimmung keine
unbefangene Reflexion über die Calamität und heillose
Verwirrung, die sie dadurch über ganz Deutschland ge¬
bracht haben; auch wollen wir ihnen den Trost nicht
verargen, welchen sie aus deu Vorwürfenschöpfen, die
sie jetzt den Personen  der preußischenStaatslcnkcr
machen, wenn wir auch von Anfang an der Ansicht
waren, daß cs die Sache der Union ist, welche, von
der Selbstsucht erzeugt, den Keim des Todes in sich
trägt. Noch weniger verlangen wir von ihnen ein un¬
parteiisches Urtheil über ihre Gegner. Aber was uns
nachgerade unleidlich wird, das ist die „deutsche Gesin¬
nung", die sie auch jetzt noch, ein um das andere
Wort, im Munde zu führen fortfahren. Wenn man

ihnen früher cinwandtc, wie es sich denn mit dieser
deutschenGesinnung vertrage, das gemeinsame Vaterland
durch das preußische Bündniß auseinanderzu reißen;
wenn man ihnen vorstellig machte, wie der Franzose von
allen Parteien als Landesverräther gebrandmarkt werden
würde, der zum Zwecke einer politischen Umgestaltung
seines Vaterlandesdarein willigen wollte, auch nur ein
Dorf aus dem staatlichen Verbände Frankreichs zu ent¬
lassen, während sie aus dem besten Wege seien, durch
diese sonderbündlcrischcAufrichtungihres Großpreußcn
einen feindlichen Gegensatz staatlichund verfassungsmäßig
zu sanctivnircn, den die nationale Sehnsucht vielleicht in
Jahrhunderten nicht wieder überwinden werde— dann
beriefen sic sich auf ihren berühmten„Kern" und dessen
Anziehungskraft, und mau konnte den Jrrthum ihrer
Voraussetzung bestreiten, aber darum ihrem deutschen
Willen nichts anhaben. Und wenn man ihnen ferner
cinwandtc: wie aber dann, wenn, was doch als möglich
zugegeben ist, Baicrn und Würtcmbcrgnicht bcitretcn,
Hannover und Sachsen nicht wieder gewonnen werde»,
und Preußen nun,  wenn nicht mit Vielen auch mit
Wenigen sich schon begnügte und zum Augment seines
MartialstaatsEuch festhiclte — dann versicherten sic
heilig und theucr, daran sei kein Gedanke, in Berlin
sei es noch keinem politischenManne in de» Sinn ge¬
kommen, einen Bundesstaatohne Hannover und Sachsen
zu Stande zu bringen. „Von rer Eventualität, baß
die kleinen Staaten einen preußischen Bundesstaat bilden,
sei keine Rede" *). Das rechtliche und faclifchc Ver¬
bleiben Hannovers und Sachsens bei dem Bündnisse
verstehe sich als nothwcndige Voraussetzung desselben
ganz von selbst̂ ).

' ) Stenograph. Ber. res 2, allgem. Landtags, S , 172,
Stenograph, Ber, des 3, allgem. Landtags, Sitzung 16.
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